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Der monatliche Demokratie-Newsletter bietet einen Überblick über die wichtigsten Entwick-
lungen im Bereich der Demokratie und der politischen Rechte. Er beinhaltet eine Auswahl 
relevanter Medienberichte, Urteile, Details zu nationalen Volksinitiativen und Hinweise auf 
neue juristische Publikationen. Der Schwerpunkt liegt dabei auf der Schweiz. Wir achten 
hierbei darauf, dass auch wichtige und aktuelle Themen aus den Bereichen Föderalismus, 
Politik, Staats- und Rechtsphilosophie sowie Fragen aus dem öffentlich-rechtlichen Verfah-
rensrecht aufgeführt werden. 
 
Herausgeber des Newsletters sind seit Januar 2025 das Zentrum für Demokratie Aarau 
(ZDA) und der Lehrstuhl für Staats-, Verwaltungs- und Europarecht unter besonderer Be-
rücksichtigung von Demokratiefragen an der Universität Zürich von Prof. Dr. Andreas Glaser. 
Begründet wurde der Demokratie-Newsletter im August 2017 durch Prof. Dr. Dr. Andreas 
Kley und seine damaligen Mitarbeitenden am Lehrstuhl für öffentliches Recht, Verfassungs-
geschichte sowie Staats- und Rechtsphilosophie an der Universität Zürich. 
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1. Medienberichte zum Thema «Demokratie» 

 

 03.05.2025, S. 11 

Der Bundesrat ignoriert die Kompass-Initiative – zu Recht? Im Streit um das 
Ständemehr bei den EU-Verträgen wirft das Begehren knifflige Fragen auf, 
Kritiker sprechen von Erpressung. (Link)  

 

 07.05.2025, S. 8 

Menschen mit geistiger Behinderung sollen stimmen und wählen dürfen. 
Gleiches Stimmrecht für alle – der Nationalrat will eine Diskriminierung in 
der Verfassung beseitigen. 16‘000 Erwachsene sind betroffen. (Link)  

 

 08.05.2025, S. 7 

Anatomie des Ständemehrs. Es ist Hassobjekt oder letzte Hoffnung in un-
serem Staat – in der wichtigsten Frage der kommenden Jahre soll es nicht 
gelten. (Link)  

 

 10.05.2025, S. 15 

Der Gegenvorschlag zur Wohninitiative ist rechtens. Die linken Parteien for-
dern ein staatliches Vorkaufsrecht – die Kantonsregierung will lieber den 
Wohnbau fördern. (Link) 

 

 10.05.2025, S. 13  

Wann kommt was an die Urne? Beim EU-Dossier streitet die Schweiz sogar 
darüber, wie und in welcher Reihenfolge sie worüber abstimmt. Über sechs 
Vorlagen wird das Volk voraussichtlich entscheiden, bis klar ist, wie es mit 
den bilateralen Beziehungen weitergeht. Die Wechselwirkungen sind gross. 
(Link) 

 

 

https://www.nzz.ch/schweiz/streit-um-staendemehr-fuer-eu-vertraege-der-bundesrat-schert-sich-nicht-um-die-kompass-initiative-zu-recht-ld.1882405
https://www.nzz.ch/schweiz/menschen-mit-geistiger-behinderung-sollen-stimmen-und-waehlen-duerfen-ld.1883042
https://www.nzz.ch/schweiz/es-ist-hassobjekt-oder-letzte-hoffnung-in-unserem-staat-in-der-vielleicht-wichtigsten-frage-der-kommenden-jahre-soll-es-nicht-gelten-ld.1882944
https://www.nzz.ch/zuerich/rechtlich-umstrittener-gegenvorschlag-gutachten-widerspricht-kritik-von-links-ld.1882833
https://www.nzz.ch/schweiz/wann-kommt-was-an-die-urne-beim-eu-dossier-streitet-die-schweiz-sogar-darueber-wie-und-in-welcher-reihenfolge-sie-worueber-abstimmt-ld.1883342


 

   

3 

 

 10.05.2025, S. 13 

[Interview mit Michael Hermann]: «Das Ständemehr könnte erst recht zu 
Zerwürfnissen führen». Der Politologe Michael Hermann warnt davor, dass 
auch ein klares Volksmehr übersteuert werden könnte – und er kritisiert die 
Parteien. (Link) 

 

 11.05.2025, S. 20 

Die Verrechtlichung der Politik hat fatale Folgen. Werden umstrittene Fra-
gen zunehmend zu Rechtsfragen erklärt, gibt es nichts mehr zu diskutieren. 
Und schon gar nichts mehr zu entscheiden. Das gefährdet die Demokratie. 
(Link) 

 

 

12.05.2025, S. 9  

[Politkolumne von Adrian Vatter und Rahel Freiburghaus] Letzte Patrone 
gegen Rechtsextremismus: Parteiverbote oder politische Eindämmung? 
Rechtsextreme Parteien vor Gericht zu stoppen, garantiert keine Sicherheit 
für liberale Demokratien. Gefragt sind vielmehr Abgrenzung, Proteste und 
ein starker Service public. (Link) 

 

 

17.05.2025, S. 5 

Muslimische Grabstätten als politische Kampfzone. Erstmals stimmt die Be-
völkerung einer Gemeinde über muslimische Gräber ab. In Weinfelden TG 
wurde das Referendum ergriffen. Ein überregionales Komitee nimmt 
schweizweit vergleichbare Projekte ins Visier. Muslimische Vertreter sind 
besorgt. (Link) 

 

 19.05.2025, S. 9 

Keine muslimischen Grabfelder in Weinfelden. Die Einwohner sprechen 
sich knapp gegen eine Änderung der Friedhofsordnung aus. (Link)  

 

https://www.nzz.ch/schweiz/michael-hermann-zum-eu-dossier-die-menschen-wollen-ueber-zuwanderung-oder-lohnschutz-abstimmen-das-staendemehr-kuemmert-sie-kaum-ld.1882942
https://www.nzz.ch/nzz-am-sonntag/report-und-debatte/verrechtlichung-der-politik-in-europa-auswirkungen-auf-die-demokratie-ld.1883278
https://www.tagesanzeiger.ch/politik-sollte-man-rechtsextreme-parteien-verbieten-964817567500
https://www.tagesanzeiger.ch/weinfelden-abstimmung-uebermuslimische-graeberfelder-334662841247
https://www.nzz.ch/schweiz/weinfelden-sagt-nein-auch-kuenftig-keine-muslimischen-grabfelder-ld.1884909
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 20.05.2025, S. 9 

Eine urdemokratische Amtsenthebung. Erstmals wird in der Schweiz ein 
Gemeindepräsident vom Volk abgesetzt. (Link)  

 

 

22.05.2025, S. 29 

[Gastbeitrag von Lukas Schaub und Luca Cirigliano] Der Angriff auf die Min-
destlöhne ist gegen die Verfassung. Wird der Nationalrat den kantonalen 
Arbeitnehmerschutz aushebeln? Er könnte die Rechnung ohne das Volk 
gemacht haben. (Link) 

 

2. Gerichtsurteile 

 

2.1 Bundesgericht 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 16. April 2025 (1C_607/2024) 

Eidgenössische Volksabstimmung vom 22. September 2024 über die Bio-
diversitätsinitiative sowie zwei kommunale Volksabstimmungen – Das Bun-
desgericht weist die Beschwerde als offensichtlich unbegründet ab, soweit 
es darauf eintritt. Die Beschwerdeführerinnen beantragten hauptsächlich, 
Kindern und Wildbienen das Stimmrecht in Umweltangelegenheiten zu er-
teilen und die Abstimmung zur Biodiversitätsinitiative entsprechend zu wie-
derholen. 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 24. April 2025 (1C_24/2025) 

Beschluss des Gemeinderates Zumikon vom 22. März 2024 – Genehmi-
gung von Mehrkosten von knapp Fr. 500‘000 gegenüber dem von der Ge-
meindeversammlung beschlossenen Verpflichtungskredit zum Neubau ei-
ner Asylunterkunft als gebundene Ausgabe – Das Bundesgericht heisst die 
Stimmrechtsbeschwerde gut. Der Beschwerdeführer beantragte, den Ge-
meinderat zu verpflichten, eine Urnenabstimmung über das gesamte Neu-
bauprojekt durchzuführen. Namentlich rügte er, dass durch die Mehrkosten 
der Schwellenwert überschritten werde, ab dem gemäss Gemeindeordnung 
ein obligatorisches Finanzreferendum durchzuführen sei. Die Vorinstanz 
qualifizierte die Mehrkosten als gebundene Ausgaben, welche die 

https://www.nzz.ch/schweiz/amtsenthebung-auf-schweizerisch-erstmals-setzt-eine-gemeinde-ihren-praesidenten-an-der-urne-ab-ld.1885021
https://www.tagesanzeiger.ch/angriff-auf-die-mindestloehne-ist-gegen-die-verfassung-843885705023
https://search.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=2&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F16-04-2025-1C_607-2024&number_of_ranks=970
https://search.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=1&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F24-04-2025-1C_24-2025&number_of_ranks=970
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Stimmberechtigten mit dem Kreditbeschluss abgesegnet hätten. Nach An-
sicht des Bundesgerichts liegt jedoch keine gebundene Ausgabe vor, wenn 
aufgrund von Mehrkosten der Kompetenzbereich des ursprünglich ent-
scheidenden Organs überschritten wird. Entsprechend muss die Gemeinde 
laut Bundesgericht, sofern die Ausgaben für die Asylunterkunft den Schwel-
lenwert der Gemeindeordnung überschreiten, eine Urnenabstimmung 
durchführen.  

 

2.2 Kantonale Entscheide 

 

 

Urteil des Verwaltungsgerichts Thurgau vom 20. November 2024 
(TVR 2024 Nr. 4) 

Thundorfer Gemeindeversammlung vom 15. Januar 2024 – Das Verwal-
tungsgericht weist die Stimmrechtsbeschwerde ab, soweit es darauf eintritt. 
Der Beschwerdeführer beanstandete an der Gemeindeversammlung und in 
seiner Beschwerde, es habe ein Traktandum auf der Traktandenliste für die 
Gemeindeversammlung gefehlt. Das Verwaltungsgericht entschied, dass 
vermutete Rechtsverletzungen bei der Vorbereitung von Abstimmungen un-
verzüglich nach deren Kenntnisnahme zu rügen seien. Grundsätzlich sei 
eine entsprechende Rüge am selben bzw. spätestens am nächsten Arbeits-
tag nach Entdeckung des Mangels zu erheben, nicht erst anlässlich der Ge-
meindeversammlung. 

 

 

Urteil des Verwaltungsgerichts Zürich vom 18. Dezember 2024 
(VB.2024.00749) 

Erneuerungswahl des Bezirksrats Zürich für die Amtsdauer 2025-2029 – 

Der Beschwerdeführer stellte lediglich ein Feststellungsbegehren. Das Ver-
waltungsgericht tritt auf die Stimmrechtsbeschwerde mangels schutzwürdi-
gen Feststellungsinteresses nicht ein.  

 

 

Urteil des Verwaltungsgerichts Zürich vom 12. Februar 2025 
(VB.2025.00075) 

Nicht-Veröffentlichung des Beleuchtenden Berichts – Der Beschwerdefüh-
rer stellte lediglich ein Feststellungsbegehren. Das Verwaltungsgericht tritt 

https://rechtsprechung.tg.ch/vg/tvr-2024-nr-4
https://vgrzh.djiktzh.ch/cgi-bin/nph-omniscgi.exe?OmnisPlatform=WINDOWS&WebServerUrl=&WebServerScript=/cgi-bin/nph-omniscgi.exe&OmnisLibrary=JURISWEB&OmnisClass=rtFindinfoWebHtmlService&OmnisServer=JURISWEB,127.0.0.1:7000&Parametername=WWW&Schema=ZH_VG_WEB&Source=&Aufruf=getMarkupDocument&cSprache=GER&nF30_KEY=224566&W10_KEY=12665844&nTrefferzeile=86&Template=standard/results/document.fiw
https://vgrzh.djiktzh.ch/cgi-bin/nph-omniscgi.exe?OmnisPlatform=WINDOWS&WebServerUrl=&WebServerScript=/cgi-bin/nph-omniscgi.exe&OmnisLibrary=JURISWEB&OmnisClass=rtFindinfoWebHtmlService&OmnisServer=JURISWEB,127.0.0.1:7000&Parametername=WWW&Schema=ZH_VG_WEB&Source=&Aufruf=getMarkupDocument&cSprache=GER&nF30_KEY=224714&W10_KEY=12665843&nTrefferzeile=5&Template=standard/results/document.fiw
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auf die Stimmrechtsbeschwerde mangels schutzwürdigen Feststellungsin-
teresses nicht ein. 

 

 

Urteil des Verwaltungsgerichts Thurgau vom 20. März 2024 (TVR 2024 
Nr. 1) 

Urnenabstimmung vom 18. Juni 2023 zur Nachführung bzw. Anpassung 
des Zonenplans der Gemeinde Kesswil – Das Verwaltungsgericht heisst die 
Stimmrechtsbeschwerde teilweise gut. Die Beschwerdeführer beantragten 
die Aufhebung der Abstimmung, da den Stimmberechtigten wesentliche In-
formationen vorenthalten worden seien. Tatsächlich sieht das Verwaltungs-
gericht die Gebote der Sachlichkeit und Transparenz als verletzt, weil die 
Gemeinde die Stimmbevölkerung nicht auf mögliche Unvereinbarkeiten des 
Zonenplans mit höherrangigem Recht hingewiesen habe. Unter anderem 
wegen der deutlichen Annahme der Vorlage an der Urnenabstimmung ver-
zichtet das Gericht jedoch auf eine Aufhebung der Abstimmung. 

 

 

Urteil des Verwaltungsgerichts Schwyz vom 28. März 2025 (III 2024 134) 

Ungültigerklärung der kommunalen Initiative «Verkehrskonzept See- und 
Sportanlagen» – Das Verwaltungsgericht weist die Stimmrechtsbe-
schwerde ab. Die Beschwerdeführer beantragten, ihre Initiative sei für gültig 
zu erklären. Das Verwaltungsgericht urteilt hingegen, der Gemeinderat La-
chen habe die Initiative zu Recht für ungültig erklärt, da diese in die aus-
schliessliche Zuständigkeit der Exekutive eingreife. Die Initiative strebe 
zwar einen in der Zuständigkeit der Stimmberechtigten liegenden Ausga-
benbeschluss an, jedoch spezifisch für die Erarbeitung eines Verkehrskon-
zepts, also eine in die ausschliessliche Kompetenz des Gemeinderats fal-

lende Massnahme. 

 

 

Urteil des Kantonsgerichts Genf vom 28. April 2025 (ACST/19/2025) 

Wahl des Gemeinderats von Vernier vom 23. März 2025 – Das Kantonsge-
richt stellt die aufschiebende Wirkung der Stimmrechtsbeschwerde wieder 
her. Entsprechend können die gemäss vorläufigem Resultat gewählten Ge-
meinderäte ihr Amt bis zur Erledigung der Beschwerde nicht antreten. Ei-
nem Amtsantritt steht laut dem Kantonsgericht das Genfer Recht entgegen, 
das diesen erst nach einer Validierung der Wahlvorgänge ermöglicht. 

https://rechtsprechung.tg.ch/vg/tvr-2024-nr-1
https://rechtsprechung.tg.ch/vg/tvr-2024-nr-1
https://gerichte.sz.ch/vg/?dec=87cba0a315934eed9ad4e77f874ade10&index=TRI&locale=de
https://justice.ge.ch/apps/decis/fr/cst/show/3402969
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Urteil des Verwaltungsgerichts Aargau vom 7. Mai 2025 (WBE.2025.178) 

Kantonale Abstimmung vom 18. Mai 2025 über die Änderung des Steuer-
gesetzes – Das Verwaltungsgericht weist die Stimmrechtsbeschwerde ab, 
soweit es darauf eintritt. Die Beschwerdeführer beantragten insbesondere 
eine Ergänzung der Abstimmungsbroschüre. Sie rügten, dass diese die 
Auswirkungen der zur Abstimmung stehenden Änderung des Steuergeset-

zes intransparent und einseitig abbilde und damit in unsachgemässer und 
unverhältnismässiger Manier die freie Meinungsbildung der Stimmbevölke-
rung erschwere. Das Verwaltungsgericht beurteilt die Abstimmungsbro-
schüre hingegen als hinreichend sachlich und transparent. 

 

 

Urteil des Kantonsgerichts Waadt vom 9. Mai 2025 (CCST.2024.0008) 

Ungültigerklärung der kommunalen Initiative «Pour une règlementation des 
installations de téléphonie mobile à Etagnières» – Das Kantonsgericht weist 
die Stimmrechtsbeschwerde ab. Die Beschwerdeführer beantragten, ihre 
Initiative sei für gültig zu erklären. Sie rügten eine Verletzung ihrer politi-
schen Rechte, da die kantonale Gesetzgebung und Rechtsprechung Initia-
tiven zur Änderung von Nutzungsplänen nur in Form einer allgemeinen An-
regung zulässt. Das Kantonsgericht hält jedoch fest, dass es Sache der 
Kantone sei, die Inhaber, den Umfang und die Modalitäten der Ausübung 
der politischen Rechte auf kantonaler und kommunaler Ebene festzulegen. 
Schliesslich sei die kantonale Gesetzgebung und Rechtsprechung auch auf 
die vorliegende Initiative korrekt angewandt worden. 

 

 

Urteil des Verwaltungsgerichts Solothurn vom 13. Mai 2025 

(VWBES.2025.140) 

Kantonale Volksabstimmung zur Änderung des Solothurner Hundegeset-
zes – Das Verwaltungsgericht weist die Beschwerde ab. Die Beschwerde-
führer rügten insbesondere, das Abstimmungsbüchlein der Staatskanzlei 
sei irreführend gewesen, da die Argumente der Vorlage-Gegner fehlten. Sie 
beantragten, das Abstimmungsbüchlein sei zu korrigieren und die Abstim-
mung neu anzusetzen. Gemäss Verwaltungsgericht legt das Abstimmungs-
büchlein hingegen sowohl die Standpunkte der Befürworter als auch der 
Gegner der Vorlage korrekt dar. 

 

https://gesetzessammlungen.ag.ch/app/de/decrees/10804
https://jurisprudence.vd.ch/scripts/nph-omniscgi.exe?OmnisPlatform=WINDOWS&WebServerUrl=&WebServerScript=/scripts/nph-omniscgi.exe&OmnisLibrary=JURISWEB&OmnisClass=rtFindinfoWebHtmlService&OmnisServer=7001&Parametername=WWW_V4&Schema=VD_TA_WEB&Source=search.fiw&Aufruf=getMarkupDocument&cSprache=FRE&nF30_KEY=185023&W10_KEY=10032285&nTrefferzeile=1&Template=search/standard/results/document.fiw
https://so.ch/fileadmin/internet/gerichte/obergericht/pdf/interneturteile/VWBES.2025.140.pdf
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Urteil des Verwaltungsgerichts Aargau vom 14. Mai 2025 (WBE.2024.385 
et al.) 

Beschluss der ausserordentlichen Einwohnergemeindeversammlung vom 
20. Juni 2024 über einen Gemeindezusammenschluss – Das Verwaltungs-
gericht weist die Stimmrechtsbeschwerde ab, soweit es darauf eintritt. Die 
Beschwerdeführer beantragten insbesondere die Aufhebung der Fusions-

abstimmung. Sie machten namentlich geltend, in den Abstimmungserläute-
rungen des Gemeinderats zur Gemeindeversammlung seien die Nachteile 
und Risiken des beabsichtigten Gemeindezusammenschlusses nicht dar-
gelegt worden. Zudem hätten die Argumente der Gegner völlig gefehlt. Das 
Verwaltungsgericht hält die Abstimmungserläuterungen des Gemeinderats 
hingegen für hinreichend objektiv. Da Gegenargumente direkt in der Ge-
meindeversammlung vorgebracht werden könnten, sei auch nicht zu bean-
standen, dass die gegnerischen Argumente darin nicht aufgeführt worden 
waren. An der Gemeindeversammlung selbst sei die freie Willensbildung 
und die unverfälschte Stimmabgabe entgegen der Ansicht der Beschwer-
deführer ebenfalls gewährleistet gewesen. 

 

 

Urteil des Verwaltungsgerichts Aargau vom 14. Mai 2025 (WBE.2024.355 

et al.) 

Kommunale Urnenabstimmung vom 22. September 2024 über einen Ge-
meindezusammenschluss – Das Verwaltungsgericht weist die Stimm-
rechtsbeschwerde ab, soweit es darauf eintritt. Die Beschwerdeführer be-
antragten insbesondere die Aufhebung der Urnenabstimmung. Sie machten 
namentlich geltend, in der Abstimmungsbotschaft des Gemeinderats zur Ur-
nenabstimmung seien die Nachteile und Risiken des beabsichtigten Ge-
meindezusammenschlusses nicht hinreichend dargelegt worden. Das Ver-
waltungsgericht beurteilt die Abstimmungsbotschaft hingegen als rechts-

konform, insbesondere sei auch die Meinung der Gegnerschaft hinreichend 
dargelegt worden. 

 

2.3 Unabhängige Beschwerdeinstanz für Radio und Fernsehen (UBI) 

  

 keine 

 

https://gesetzessammlungen.ag.ch/app/de/decrees/10849
https://gesetzessammlungen.ag.ch/app/de/decrees/10849
https://gesetzessammlungen.ag.ch/app/de/decrees/10850
https://gesetzessammlungen.ag.ch/app/de/decrees/10850
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3. Neue Volksinitiativen 

 

 

Überblick hängige Volksinitiativen1 

- Initiativen im Sammelstadium (15) (-1) 
- In Auszählung (1) (+1) 
- Beim Bundesrat hängig (6) (-1) 
- Beim Parlament hängig (14) (+1) 
- Abstimmungsreife Volksinitiativen (0) (0) 

 

 

Mitteilung der Bundeskanzlei vom 22. April 2025 

Die Frist zur Unterschriftensammlung für die eidgenössische Volksinitiative 
«Für den wirksamen Schutz der verfassungsmässigen Rechte (Souveräni-
tätsinitiative)» ist abgelaufen. Die nötigen Unterschriften wurden nicht einge-
reicht. (BBl 2025 1335) 

 

4. Publikationen 

 

 

BRADE ALEXANDER ET AL., Zukunftsverfassungsrecht, 64. Junge Tagung Öf-
fentliches Recht, Zürich/St. Gallen 2025 (Verlag) 

 

DE ROSSA FEDERICA/BOVEY GRÉGORY/HURNI CHRISTOPH, 150 anni Tribunale 
federale / 150 ans Tribunal fédéral / 150 Jahre Bundesgericht, Miscellanea 
/ Mélanges / Festschrift, Bern 2025 (Verlag) 

 DE SALIS CAMILLE, L’absence de droit de vote des mineurs et des abeilles, 
LawInside vom 7. Mai 2025 (Link) 

 EMMENEGGER PATRICK/LEEMANN LUCAS/THOMA ANDREINA/WALTER ANDRÉ, 
Municipality-Level Outcomes of Direct-Democratic Votes in Switzerland, 
1866-2023, Swiss Political Science Review vom 2. Mai 2025 (Link) 

 
1 Stand 31. Mai 2025. 

https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_1.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_6.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_2.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_3.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_4.html
https://fedlex.data.admin.ch/eli/fga/2025/1335
https://www.dike.ch/brade-zukunftsverfassungsrecht?srsltid=AfmBOopajIi_aFulEHqCSSrInPvILUyf3W4Wxbt2dqbcROeSG4X9-H9I
https://staempflirecht.ch/150-anni-tribunale-federale-150-ans-tribunal-federal-150-jahre-bundesgericht/ean-9783727259999
https://lawinside.ch/1577/
https://onlinelibrary.wiley.com/doi/10.1111/spsr.12658
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 GLASER ANDREAS, Hand in Hand mit der direkten Demokratie, Zur Rolle von 
Bürger:innenräten in der Schweiz, VerfBlog, 2025/5/15 (Link) 

 GUT ROBIN/EZZAINI JURI/KÜBLER DANIEL, The Political Maturity of Youths and 
Young Adults: Empirical Evidence from Switzerland, Swiss Political Science 
Review vom 19. Mai 2025 (Link) 

 

HALLER WALTER/KELLER HELEN, The Swiss Constitution in a nutshell, 3. Auf-
lage, Zürich/St. Gallen 2025 (Verlag) 

 KEUFFER NICOLAS/HELFER LUZIA, Das Abstimmungsbüchlein bleibt die wich-
tigste Informationsquelle, DeFacto vom 30. April 2025 (Link) 

 PFEFFERLÉ SIMON, Le domicile civil comme condition d’éligibilité au Conseil 
des États, LawInside vom 2. Mai 2025 (Link)  

 

 

 

5. Dokumentation und Kontakt 

 

 

Sammlung der Demokratie-Newsletter: Zentrum für Demokratie Aarau  

Newsletter: An- und Abmeldung an demokratie-newsletter@zdaarau.ch 

Wir freuen uns über Ihre Hinweise und Anregungen. 

 

 

Vollständige Artikelsammlung: Zentralbibliothek Zürich 

 

Urteils- bzw. Entscheidsammlung des Bundesgerichts: 

Schweizerisches Bundesgericht 

 

 

https://verfassungsblog.de/hand-in-hand-mit-der-direkten-demokratie/
https://doi.org/10.1111/spsr.12662
https://www.dike.ch/neue-publikationen/haller-keller-the-swiss-constitution
https://www.defacto.expert/2025/04/30/das-abstimmungsbuechlein-bleibt-die-wichtige-informationsquelle/
https://lawinside.ch/1575/
https://www.ius.uzh.ch/de/staff/professorships/alphabetical/glaser/demokratie-newsletter/Newsletter-Ausgaben.html
mailto:demokratie-newsletter@zdaarau.ch
https://www.zb.uzh.ch/recherche/e-ressourcen/e-zeitungen/index.html.de
https://www.bger.ch/de/index/juridiction/jurisdiction-inherit-template/jurisdiction-recht/jurisdiction-recht-urteile2000.htm
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Kontakt: 

 

Zentrum für Demokratie Aarau 

Villa Blumenhalde 

Küttigerstrasse 21 

5000 Aarau 

 

Universität Zürich 

Lehrstuhl für Staats-, Verwaltungs- und Europarecht 

unter besonderer Berücksichtigung von Demokratiefragen 

Rämistrasse 74/14 

8001 Zürich 

 

demokratie-newsletter@zdaarau.ch  

 

Redaktion: 

 

Lynn Gassmann, BLaw 

Dr. iur. Luka Markić, RA 

Joel Probst, BLaw 

mailto:demokratie-newsletter@zdaarau.ch

